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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen'^. Bundestages 


Betr.: Eindämmung des unechten Werkverkehrs 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
21. Februar 1957 
- Drucksachen 3163, 2573 - 

Der Deutsche Bundestag hsi die Bundesregierung in seiner 193. Sit- 
zung am 21, Februar 1957 ersucht, darzulegen, durch welche gezielten 
Maßnahmen sie den unechten Werkverkehr einzudämmen beabsich- 
tige, ohne zugleich den volkswirtschaftlidi notwendigen Werkverkehr 
zu treffen. 

„Ecliter’’ Werkverkehr ist nach § 48 des Güterkraftverkehrs gesetz es 
(GüKG) die Beförderung von Gütern durch Industrie- und Handels- 
unternehmen mit eigenen Kraftfahrzeugen für eigene Zwecke. Als 
„unechter” Werkverkehr wurde bisher allgemein die Beförderung 
von Gütern durch Industrie- und Handelsunternehmen mit eigenen 
Kraftfahrzeugen für Dritte angesehen. Die Landesverkehrsbehörden 
ahnden diesen gesetzlich verbotenen „unechten” Werkverkehr als 
ungenehmigten Güterfernverkehr oder als unerlaubten Güternah- 
verkehr nach § 99 Nr. 1 GüKG mit Geldbußen. Er ist, insbesondere 
seitdem die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr im Jahre 1953 
ihre Tätigkeit aufgenommen hat, zu rück ge gangen. 

Eine Ausnahme vom Verbot des „unechten” Werkverkehrs ist 
bisher noch die Zulassung des „Konzernverkehrs” nach § 48 Abs. 3 
GüKG. Danach ist es erlaubt, Werkverkehrsfahrzeuge auch für 
die Transporte eines anderen Unternehmens einzusetzen, wenn 
zwischen den beiden Unternehmen eine Kapitalbeteiligung von mehr 
als 75 v. H. besteht. Die Bundesregierung hatte bereits mit dem 
Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des Straßenverkehrs durch 
Entlastung der Straßen (Straßenentlastungsgesetz) - Drucksache 574 - 
vorgeschlagen, § 48 Abs. 3 GüKG aufzuheben. Dieser Vorschlag 
kehrt in dem vom Bundesrat eingebrachten und vom Bundestag 
am 12. April 1957 verabsclüedeten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes - Drucksachen 2626, 3057, 
3332 - wieder. 
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Im Rahmen der Vorbereitungen für eine umfassende Novelle zum 
Güterkraftverkehrsgesetz prüfe ich weiter, ob und in welchem Um- 
fang es möglich ist, volkswirtschaftlich unerwünschte Formen des 
Werkverkehrs im Wege einer Einengung des gesetzlichen Werkver- 
kchrsbegriffs auszuschließen. Ich habe zunächst den Wissenschaftlichen 
Beirat meines Hauses um eine Stellungnahme gebeten. Das Gutachten 
liegt Jetzt vor (Heft 6 der Schriftenreihe des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesverkehrsministerium). Der Beirat gibt zu erwägen, 
daß als „echter’’ Werkverkehr nur noch Eigenbeförderungen angesehen 
werden sollten, die nidit über den Rahmen einer nebensächlichen 
Hilfstätigkeit innerhalb des Unternehmens hinausgehen. Eine solche 
Hilfstätigkeit soll nidit gegeben sein, wenn der Anteil des Werkver- 
kehrs an der Wertschöpfung des Unternehmens die Hälfte erreicht 
oder darüber hinausgeht. 

Dieses Gutachten' jhabe icli den obersten Landesverkehrsbehörden, 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr, der Deutschen Bundes- 
bahn, dem Deutschen Industrie- und Handelstag, den Spitzenver- 
bänden des Verkehrsgewerbes und der übrigen Wirtschaftszweige 
sowie den Gewerkschaften mit der Bitte um Stellungnahme zuge- 
leitet. Dabei lege ich besonderen Wert darauf, zu erfahren, wie sich 
diese Stellen die praktische Verwirklichung des Anliegens, den volks- 
wirtschaftlich unerwünschten Werkverkehr einzuschränken, vorstellen. 

Das Ergebnis der umfassenden und schwierigen Prüfung des mit 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages an gesprochenen Verkehrs- 
problems wird die Bundesregierung mit dem Entwurf einer Novelle 
zum Güterkraftverkehrsgesetz vorlegen. Es läßt sich allerdings sclion 
jetzt übersehen, daß diese Maßnahmen die mit dem Verkehrsfinanz- 
gesetz 1955 vom Bundestag beschlossene erhöhte Beförderung- 
Steuer nicht entbehrlich machen werden, wenn der Werkverkehr in 
dem Rahmen gehalten werden soll, der sowohl aus verkehrspolitischen 
als auch aus volkswirtschaftlichen Gründen geboten ist. 


Dr.-Ing. Seebohm 



